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BETREFF Beantwortung Ihrer schriftlichen Frage vom 13. Oktober 2023 (Eingang Bundeskanzleramt), 

Arbeitsnummer 9/634 

Herr Kollege, 

auf die mir zur Beantwortung zugewiesene schriftliche Frage übersende ich Ihnen die 

beigefügte Antwort. 



Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Rothfuß vom 13. Oktober 2023, 

Arbeitsnummer 9/634 

Frage 9/634 

Wie steht die Bundesregierung zu dem Verbot von Russia Today oder Sputnik durch die EU 

im EU-Raum und damit nach meiner Auffassung entgegen Art. 5, 1., S..3 auch der 

Bundesrepublik, wenn die Bundesregierung in Ihrer Antwort auf die schriftliche Einzelfrage 

Nr. 8/546 explizit ausweist, dass die BVerfG-Urteile darlegen, dass in Deutschland die 

Vorzensur, als die Vorschaltung eines präveпtiven Verfahrens staatlicher Behörden'zur 

Veröffentlichung eines Werkes ( in diesem Falle Artikel, Videos) durch Art. 5, 1., S.3 GG 

verboten ist, und legt die Bundesregierung die Rechtsprechung des BVerfG so aus, dass 

damit auch Gesetze gemeint sind, welche finanzielle Anreize oder Strafen beinhalten, wenn' 

gewisse Inhalte auf Basis auslegbarer Begriffe wie „Hassrede" oder „Desinformation" durch 

Medien- oder Internetunternehmen nicht gelöscht würden, was meines Erachtens 

letztendlich ein ökonomisch präventives Verhalten induzieren kann, im Zweifel präventiv zu 

viel zu löschen? 

Antwort zu Frage 9/634 , 

Die Frage des Fragestellers wird dahingehend interpretiert, ob die Bundesregierung die 

gegen die genannten russischen Sender verhängten EU-Sanktionsmaßnahmen als 

rechtskonform bewertet. 

Die Europäische Union hat in Reaktion auf den vôlkerrechtswidrigen Angriffskrieg Russlands 

gegen die Ukraine ein Obertragungs- und Verbreitungsverbot gegeinüber bestimmten 

juristischen Personen; Organisationen und Einrichtungen erlassen. Dieses Verbot erfasst 

auch die fragengegenständlichen russischen Sender Sputnik sowie Ableger des Senders 

Russia Today ( RT). Betroffenen restriktiver Maßnahmen der Europäischen Union steht dabei 

grundsätzlich der Rechtsweg offen. In diesem Zusammenhang verweist die Bundesregierung 

insbesondere auf das. Urteil des Gerichts der Europäischen Union ( EuG) in der Rechtssache 

T-125/22, in dem die o.g. Sanktionsmaßnahmen als verhältnismäßig und damit rechtmäßig 

beschieden wurden. 


